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1801 einigten sich Napoleon und Papst 
Pius VII. in einem Konkordat darauf, dass 
die katholische Kirche (nebst den Protes-
tanten und Juden) wieder Recht auf freie 
Ausübung ihres Kultes hatte. Die wichtigs- 
te Entscheidung war, dass der Staat die 
Besoldung des Klerus und den Unterhalt 
der Kultgebäude übernahm als Entschä-
digung für den im Rahmen der Revolu-
tion beschlagnahmten und versteigerten 
Kirchenbesitz, der bis dahin die finanzi-
ellen Bedürfnisse der Kirchen abgedeckt 
hatte. Viele Bischöfe waren sogar regel-
rechte Landesfürsten gewesen, die staat-
liche Macht ausgeübt hatten. Damit war 
es endgültig vorbei. In Zukunft sollte jede 
Pfarrei eine Kirchenfabrik, auch Kirchen-
rat genannt, haben, der die Ausübung des 
Kultes in materieller Hinsicht sicherstellen 
musste. Dafür wurde ihnen die Rechtsper-
sönlichkeit zuerkannt. In Luxemburg ist 
die damals geschaffene Rechtslage weit-
gehend bis heute in Kraft. Auf der Basis 
des Konkordats wurde in Frankreich, zu 
dem damals der luxemburgische Raum 
gehörte, auch die territoriale Gliederung 
der Kirche per Gesetz bzw. kaiserlichem 
Dekret neu geregelt.1

200 Jahre Kirchenfabriken

Es gibt im Großherzogtum Luxemburg 
zur Zeit 274 Pfarrgemeinden und 108 Zi- 
vilgemeinden. Seit der napoleonischen 
Gesetzgebung hat im Prinzip jede Pfar-
rei eine Kirchenfabrik, die ihr Vermögen 

verwaltet. Es gibt aber 285 Kirchenfabri-
ken, weil etliche Pfarreien Filialkirchen 
auf dem Gebiet der Nachbargemeinde 
haben, für die eigene Kirchenfabriken ein-
gerichtet wurden. Hingegen wurden im  

20. Jahrhundert ohne staatliche Sank-
tionierung sog. bischöfliche Pfarreien 
errichtet (z. B. Bridel, Howald, Belval-
Metzerlach), die ohne Kirchenfabrik funk-
tionieren und daher von der gesetzlich 
anerkannten Pfarrei, auf deren Gebiet sie 
sich befinden, mitverwaltet werden müs-
sen (z. B. Bridel wird von der Kirchenfa-
brik Kopstal mitverwaltet).

Aufgabe der Kirchenfabrik ist es – laut 
immer noch gültiger Gesetzgebung von 
1809 – alle Einnahmen und Ausgaben der 
Pfarr- und Filialkirchen  zu verwalten, so-
fern sie „affectés à l’exercice du culte“ sind. 
Mitglieder sind der Pfarrer, der Ortsbür-
germeister sowie je nach Einwohnerzahl 
fünf oder neun „notables“, die alle drei 
Jahre zum Teil erneuert werden, indem die 
verbliebenen Mitglieder neue hinzuwäh-
len oder die alten für eine weitere Amtspe-
riode von sechs Jahren bestätigen. Die 
Mitgliedschaft des Bürgermeisters erklärt 

auch, warum für Kapellen auf dem Gebiet 
einer benachbarten Zivilgemeinde eine ei-
gene Kirchenfabrik eingerichtet wurde.

Dem kaiserlichen Dekret von 1809 zu-
folge ist die Zivilgemeinde verpflichtet, für 
den Unterhalt der Kultgebäude zu sorgen, 
dem Pfarrer ein Pfarrhaus oder eine andere 
Wohnung zur Verfügung zu stellen oder 
ihm eine Entschädigung zu zahlen, und 
mögliche Defizite der Kirchenfabrik zu 
decken. Kirchen, Pfarrhäuser und Fried-
höfe sind also in der Regel Gemeinde-
eigentum. Es gibt allerdings historisch 
bedingte Ausnahmen: Kirchen oder Pfarr-
häuser, die von einer privaten Stiftung 
herrühren oder/und der Kirchenfabrik 
gehören. Der Baugrund für die Kirche 
auf Cents wurde z. B. von Anne Meyer- 
Greivelding gestiftet, die Kirche, die jüngste 
auf dem Gebiet der Hauptstadt, aber mit 
zum Teil öffentlichen Geldern errichtet.2 
Die Echternacher Basilika gehört z. B. der 
Pfarrgemeinde, die sie vom Willibrordus- 
Bauverein, einer Asbl, verwalten lässt.3 
Vielleicht wird die Frage in nächster Zeit 
in Belval wieder aktuell, denn Erzbischof 
Hollerich hat angekündigt, dass er in der 
Nähe der Universitätsgebäude auch den 
Bau einer Kirche wünscht.

In der Praxis kommt die Zivilgemeinde 
für größere Reparaturen an Kirchenge-
bäude und Pfarrhaus auf – gegebenenfalls 
mit finanzieller Hilfe des Denkmalschutz-
amtes, wenn das Gebäude entsprechend 
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geschützt ist –, während die Pfarrge-
meinde mittels Kirchenfabrik kleinere Re-
paraturen übernimmt und vor allem alle 
Verschönerungen des Kirchenraums von 
farbigen Glasfenstern über Orgel, Altäre 
und Blumenschmuck bis zur Reinigung 
finanziert. Will eine Gemeinde Kirchen-
gebäude nutzen, um z. B. Solarzellen auf 
dem Dach zu installieren, wie vor kurzem 
in Beckerich geschehen, kommt es in der 
Regel zu einer gütlichen Einigung zwi-
schen beiden Instanzen.

Ältere Kirchenfabriken haben häufig 
Immobilien, die ihnen im Lauf der Ge-
schichte von Gläubigen geschenkt wurden 
und deren Mieteinkünfte sie für kultische 
Zwecke benutzen können. Während in 
den meisten Pfarrgemeinden kein Stuhl-
geld mehr erhoben wird, gehören die 
Kollekten während den Gottesdiensten 
zu den regelmäßigen Einkünften der Kir-
chenfabriken, sofern die Einnahmen nicht 
vom Bistum zweckbestimmt wurden (z. B.  
Caritas-Kollekte am 2. Fastensonntag).
Dem Vernehmen nach ergeben die in den 
Opferkorb gelegten Münzen allerdings nie 
sehr hohe Summen … Darüber hinaus 
kann man für 10 Euro beim Pfarrer „eng 
Mass bestellen“, der sie dann auf Intention 
des Bittstellers lesen wird. Für 400 Euro  
kann man eine Messe stiften, die 20 Jahre  
lang am gewünschten Tag oder dem je-
weils nächsten Sonntag gefeiert wird. Sol-
che Stiftungsgelder sind allerdings zweck-

gebunden, ihr Kapital ist blockiert und 
nur die Zinsen können für den Aufwand 
verwendet werden. Den größten Ausgabe-
posten der Kirchenfabriken stellen heute 
die Energiekosten dar: Angesichts der 
großräumigen Kirchen dürfte das kaum 
verwundern, auch wenn in vielen Kirchen 
mittlerweile Fußbodenheizungen und 
ähnliche energiesparende Heizsysteme 
eingebaut wurden. Des Weiteren deckt 
die Kirchenfabrik den kultischen Bedarf 
(z. B. Hostien, Altarutensilien, Gebetbü-
cher), sorgt für die Reinigung, bezahlt 
den Organisten und den Küster, schließt 
Versicherungen ab für mobile Schätze in 
der Kirche oder dem Pfarrhaus (wertvolle 
Statuen, Kelche, Kandelabern). Auf ihre 
Einkünfte und Immobilien zahlt die Kir-
chenfabrik auch die üblichen Steuern. Zu 
den außergewöhnlichen Ausgaben gehört 
etwa die Anschaffung einer neuen Orgel 
oder der Einbau neuer Kirchenfenster, für 
die dann auch außergewöhnliche Geld-
quellen angezapft werden müssen (Son-
derkollekten, Kreditaufnahme, Zuschüsse 
vom Staat, usw.).

Die wenigsten Kirchenräte nutzen nämlich 
die vom 1809er Dekret vorgesehene Mög-
lichkeit, dass die Zivilgemeinde das Defi-
zit der Kirchenfabrik übernehmen muss. 
Laut Bericht von Oktober 2012 über die 
Beziehungen zwischen Staat und Kirchen4 
mussten die Gemeinden im Jahr 2010 ins-
gesamt 444 238 Euro Defizit von Kirchen-

fabriken decken. Die Tendenz war in den 
letzten 15 Jahren eindeutig fallend. Betrof-
fen waren 2010 nur 11 Gemeinden. Wäh-
rend 10 Gemeinden im Durchschnitt we-
niger als 5 000 Euro übernehmen mussten, 
belief sich das von der Stadt Luxemburg 
getragene Defizit auf fast 400 000 Euro,  
das hauptsächlich von der Kathedrale 
stammte und durch deren nationale Auf-
gaben bedingt war. Ein Ausgleich der De-
fizite von ärmeren Pfarrgemeinden durch 
Zuschüsse von Seiten reicherer Pfarreien 
ist juristisch nicht möglich, weil das De-
kret von 1809 die Ausgaben auf kultische 
Zwecke beschränkt, von karitativen Auf-
gaben oder innerkirchlicher Solidarität 
hingegen keine Rede ist.

Für die Personalkosten von Klerus und 
anderen Pastoralagenten – juristisch wer-
den alle Kultdiener genannt –, Kateche-
ten und Religionslehrern, brauchen weder 
Kirchenfabrik noch Gemeindekasse aufzu-
kommen. Sie werden ganz vom Staat be-
soldet. Laut Konvention von 1997 finan-
ziert der Staat zur Zeit 252 Posten, davon 
110 geweihte Priester und 142 Laien. Die 
Lehrkräfte in Grund- und Sekundarschule 
werden über das Erziehungsministerium 
bezahlt.

Die Rechenlegung der Kirchenfabrik wird 
nicht nur intern in Anwesenheit des Bür-
germeisters, der ja qua Amt Mitglied ist, 
kontrolliert, sondern darüber hinaus vom 
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Bistum und von der Gemeindeverwal-
tung und damit indirekt vom Innenmi-
nisterium. Der Bischof kann auch an die 
Adresse der Kirchenräte Empfehlungen  
aussprechen, wie sie mit ihrem Besitz 
umgehen sollen, dass sie z. B. verstärkt in 
sozialen Wohnungsbau oder in Flücht-
lingswohnungen investieren sollen. Der-
artige Realisationen gibt es durchaus im 
Bereich katholischer Pfarrgemeinden, so 
vor kurzem in Pintsch, wo die Kirchen-
fabrik ein Viertel und der Staat wie üb-
lich die anderen Dreiviertel zum Bau von 
Sozialwohnungen zur Verfügung stellte. 
Derartige soziale Investitionen sind aber 
durch die sehr restriktive Formulierung 
des immer noch gültigen Dekrets von 
1809 beschränkt, der allein die Sicherstel-
lung des Kultes als Aufgabe der Kirchen-
räte definiert.

Aus demselben Grund haben viele Pfar-
reien Vereine gegründet auf der Basis des 
Asbl-Gesetzes, um andere als die rein kul-
tischen Aktivitäten der Pfarrgemeinde zu 
organisieren. Dasselbe dürfte in den bi-
schöflichen Pfarreien der Fall sein, wo ge-
meinnützige Vereinigungen die Aufgaben 
einer Kirchenfabrik übernommen haben. 
Diese Vereine tragen meistens den Namen 
„Œuvres paroissiales“ und verwalten z. B. 
Vereinshäuser, während die Anschaffung 
einer Orgel über eine „Amis de l’orgue 
asbl“ finanziert wird, die einen Zuschuss 
vom Kulturministerium beantragt. Das 

Vermögen der Kirchenfabriken bleibt 
ihnen aber versperrt.5 Hingegen müssen 
sie als Asbl in der Praxis keine Mehrwert-
steuer auf ihre Bazareinnahmen und ähn-
liche Einkünfte bezahlen.

Eine überfällige Reform

Aus der historischen und rechtlichen Dar-
stellung geht schon deutlich hervor, dass 
das kaiserliche Dekret von 1809 längst 
nicht mehr den Bedürfnissen weder der 

Kirche noch der Gesellschaft entspricht. 
Die Kirche wartet angeblich seit langem 
auf eine entsprechende Initiative des Ge-
setzgebers. Mit eigenen Vorschlägen ist 
sie allerdings auch noch nicht hervorge-
treten. Eine solche auch vom Bericht der 
vier Experten für das Kultusministerium 
geforderte Reform müsste nicht nur die 
Begrifflichkeit an den heutigen Sprachge-
brauch und die Struktur „Kirchenfabrik“ 
heutigen Gepflogenheiten anpassen, son-
dern auch deren Aufgaben neu definieren.

M. E. müsste allerdings noch eine Stufe 
höher angesetzt werden. Wegen Gläubi-

genschwund und Priestermangel sind in 
den letzten Jahren die 274 Pfarreien zu  
57 Pfarrverbänden zusammengelegt wor- 
den.6 Diese neue Territorialstruktur ver-
langt eine neue Rechtsbasis. Die bisherigen 
Pfarreien sind – außer den sog. bischöfli-
chen – per Dekret bzw. Gesetz geschaffen 
worden. Daher wäre es wünschenswert, 
wenn die Kirche aus den Pfarrverbänden 
regelrechte Pfarreien machen würde und 
der Staat die dann per Gesetz anerkennen 
und je eine Kirchenfabrik pro Pfarrei bzw. 
Pfarrverband schaffen würde. Noch besser 
wäre ein Verzicht des Staates auf Einmi-
schung in die kirchliche Territorialstruk-
tur, d. h. er soll es der Kirche überlassen, 
wie sie welche Pfarrgrenzen festlegt. Das 
würde ihr eine größere Flexibilität und 
Anpassung an die soziologischen und de-
mografischen Entwicklungen erlauben 
sowie die Schaffung von Personalpfar- 
reien ermöglichen, die nicht territorial 
sondern durch einen bestimmten Typus 
von Mitgliedern aus unterschiedlichen 
Wohnorten definiert sind (Beispiel: Ju-
gendpfarrei auf dem Gebiet der gesamten 
Hauptstadt).

Im Sinne einer größeren Transparenz und 
Glaubwürdigkeit wäre m. E. den Kirchen-
fabriken ein den Asbl ähnliches Statut zu 
geben. Auf jeden Fall müssten ihre Mit-
glieder von den Kirchgängern ein jeder 
Pfarrgemeinde gewählt werden. Ihre Zahl 
müsste auf die Zahl der Pfarrverbände ab-
gestimmt werden. Das würde auch dem 
Bürgermeister oder sogar den Bürgermeis-
tern (im Falle wo ein Pfarrverband meh-
rere Zivilgemeinden umfasst) erlauben, an 
allen Sitzungen teilzunehmen und nicht 
wie im Fall der Stadt Luxemburg sich auf 
19 Kirchenratssitzungen aufspalten zu 
müssen. Der Bürgermeister von Contern 
muss z. B. an den Kirchenratssitzungen in 
Contern, Moutfort und Oetringen teilneh- 
men; da im Zuge der Schaffung von Pfarr-
verbänden der Ort Schrassig kirchlich ge-
sehen – aber nicht in staatlicher Hinsicht 
– aus der Pfarrei Oetringen ausgegliedert 
wurde, braucht immerhin der Bürgermei-
ster von Schüttringen nicht mehr an den 
Sitzungen der Kirchenfabrik von Oetrin-
gen teilzunehmen. Da es ungerecht wäre, 
dass die Gemeinden, in deren Kirchen kein 
Gottesdienst mehr stattfindet, von den 
Ausgaben für Kultgebäude weitgehend be-
freit werden, während jene, in deren Kirche  

[...] die Kirche [sollte] darauf 
verzichten, dass die Zivilgemeinde zur 

Deckung des Kirchenfabrikdefizits 
verpflichtet ist.
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die Gläubigen der erstgenannten Gemein-
den nunmehr zusammenkommen, allein 
für die entsprechenden Unterhaltskosten 
aufkommen müsste, sieht Artikel 121 des 
Gemeindegesetzes vor, dass sich mehrere 
Gemeinden gemeinsame Kosten teilen 
dürfen. Das fällt aber nicht allen Gemein-
den leicht, wie vor wenigen Jahren die Ge-
meinde Fels in Bezug auf die Pfarrerswoh-
nung erfahren musste.

In vielen Pfarr- bzw. Zivilgemeinden steht 
das Pfarrhaus ja schon lange leer. Dem 
Vernehmen nach sind nur noch rund  
30-40 Pfarrhäuser vom Pfarrer bewohnt. 
In den meisten Fällen hat die Pfarrei auf 
die Nutzung verzichtet und als Eigentü-
merin hat die Gemeinde es anderen Zwe-
cken zugeführt, in etlichen Fällen, etwa in 
Redingen, sogar als Rathaus umgenutzt. 
Das Pfarrhaus ist allerdings mehr als nur 
Dienstwohnung des Pfarrers. Das Dekret 
von 1809 unterscheidet ausdrücklich zwi-
schen „presbytère“ und „logement“. In 
dem Sinne dürfte man heute das Pfarrhaus 
als Pfarrsekretariat deuten, das auch für 
Zusammenkünfte zur Verfügung stehen 
muss; ein derartiges Lokal pro Pfarrver-
band dürfte allerdings völlig genügen. Et-
liche Pfarreien haben die Frage längst über 
den Weg von „Œuvres paroissiales“ gelöst 
und sich damit aus der Abhängigkeit von 
der Zivilgemeinde gelöst. Die kostenlose 
Zurverfügungstellung einer Wohnung für 
vom Staat besoldete Kultdiener ist hin-
gegen kaum noch zu rechtfertigen, denn 
andere Beamten mit ähnlichen Gehältern 
kommen auch nicht in den Genuss die-

ses Vorteils, der angesichts der herrschen-
den Wohnungsnot und der hohen Woh-
nungspreise umso schwerer wiegt und als 
ungerechtes Privileg einer Elite wahrge-
nommen wird, wo doch die Kirche dem 
Vorbild Christi verpflichtet sein und mit 
den Armen leben sollte.

Im Sinne der Nachfolge Christi sollte 
noch besser die Kirche darauf verzich-
ten, dass die Zivilgemeinde zur Deckung 
des Kirchenfabrikdefizits verpflichtet ist. 
Dann besteht gar keine Ursache mehr, den 
Bürgermeister oder einen anderen Vertre-
ter der Zivilgemeinde in den Kirchenrat 
zu entsenden. Gleichzeitig sollte die Pfarr-
gemeinde ihre überflüssigen Kultgebäude 
aufgeben bzw. der Zivilgemeinde die Er-
laubnis erteilen können, sie anderen Zwe-
cken zuzuführen. Solche Entscheidungen 
sind auf jeden Fall vor Ort und nicht auf 
Diözesanebene zu treffen. u
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